Positionspapier der Dinslakener SPD 
zur Deponieerweiterung Halde Wehofen 

Die SPD Fraktion wird der Vorlage auf Aufhebung der Veränderungssperre und der Einstellung der Überarbeitung des Flächennutzungs- und Bebauungsplanes zustimmen. Diese Empfehlung basiert alleine auf rechtlichen Überlegungen.

Da eine Änderung der überregionalen Planung seitens der Bezirksregierung nicht in Aussicht gestellt wurde, kann einer abweichenden Planung der Stadt Dinslaken kaum Erfolg zuteil werden. Wenn die Stadt Dinslaken an ihrem bisherigen Vorgehen festhält, ist mit hoher Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass die Klage zum Nachteil der Stadt Dinslaken ausgeht. Die Stadt Dinslaken hätte die Kosten des Verfahrens zu tragen. Zur Vermeidung dieser Kosten oder zumindest zur Reduzierung dieser aus Sicht der  SPD unnötigen Kosten, erscheint es sinnvoll, der Vorlage der Verwaltung zu entsprechen.
Die von der Firma Thyssen Krupp Steel AG (nachfolgend TKS genannt) als dritter Bauabschnitt beabsichtigte Deponieerweiterung im Bereich der heutigen Bodenbörse lehnt die SPD ab. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist ein Deponiebedarf nicht nachgewiesen. Alleine die Tatsache, dass TKS eine eigene Deponie für die Entsorgung ihrer Abfälle betreiben will, ist nach Auffassung der SPD kein ausreichender Grund einer Deponieerweiterung zuzustimmen. TKS kann ihre Abfälle auf anderen Deponien in Nordrhein-Westfalen deponieren. Der zurzeit geltende Abfallwirtschaftsplan NRW -Teilplan Sonderabfälle- (gefährliche Abfälle) geht bei den Abfällen aus Produktionsprozessen bezogen auf den Prognosehorizont 2017 von rückläufigen Mengen aufgrund der weiteren konjunkturellen und strukturellen Entwicklung aus. Außerdem wird die Fortsetzung von Vermeidungs- und Verwertungsbestrebungen zu einer Verringerung der Mengen führen, die in Abfallentsorgungsanlagen oder Deponien zu entsorgen sein werden. Unter Berücksichtigung der perspektivisch im Abfallwirtschaftsplan erwarteten zu deponierenden Abfallmengen steht in Nordrhein-Westfalen ein Deponievolumen für die Ablagerung von gefährlichen Abfällen der Deponieklasse III, II und I zur Verfügung. Nach Aussage des Abfallwirtschaftsplans ist die Entsorgungssicherheit deutlich über den Planungszeitraum (2017) hinaus gewährleistet. Dies gilt selbst dann, wenn auch zukünftig in vergleichbarer Größenordnung wie bisher gefährliche Abfälle aus anderen Bundesländern und aus dem Ausland in Nordrhein-Westfalen gelagert werden. Des weiteren ist zu berücksichtigen, dass sich die aktuelle Landesregierung im Rahmen eines Kabinettbeschlusses darauf verständigt haben soll, den Abfallwirtschaftsplan noch einmal zu überarbeiten. Hiermit ist im Jahr 2011 zu rechnen. Der Abfallwirtschaftsplan wird Aussagen zum Deponiebedarf und zu Deponiestandorten treffen. Es sollte damit zunächst die Neufassung des Abfallwirtschaftsplans NRW abgewartet werden. Eine Positionierung zur beabsichtigten Deponieerweiterung ohne die Neufassung des Abfallwirtschaftsplans und die damit verbundenen Beteiligungsmöglichkeiten abzuwarten, wäre verfrüht.
Die Interessen von TKS sind ausreichend mit Rücksicht auf die im aktuellen Abfallwirtschaftsplan dargestellte Entsorgungssicherheit berücksichtigt
Mit Rücksicht auf die erheblichen Auswirkungen der Deponieerweiterung für die Anwohner des Averbruchs, aber auch insgesamt für den Standort Dinslaken, regt die SPD die Durchführung eines runden Tisches zur Frage der Deponieerweiterung unter Einbeziehung aller Beteiligten wie Verwaltung, Politik, TKS und Bürger bzw. Bürgerinitiative an. Dieser runde Tisch sollte schnellstmöglich installiert werden. 
Eventuellen Überlegungen für eine spätere Deponieerweiterung unter Einbeziehung der zwischen den Deponiekörpern befindlichen Leitstraße steht die SPD grundsätzlich ablehnend gegenüber.

